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Kriminalisierung der
Abgeordnetenbestechung: ein
Paradigmenwechsel durch
Internationalisierung?

Sebastian Wolf

Einleitung

Die Bekämpfung der Korruption auf na-
tionaler Ebene ist seit einigen Jahren
verstärkt in den Fokus internationaler
Organisationen gerückt (Wolf 2006a).
Vorläufiger Höhepunkt dieser Entwick-
lung war 2003 die Unterzeichnung der
Konvention gegen Korruption der Ver-
einten Nationen (van Aaken 2006). Das
Übereinkommen trat Ende 2005 in
Kraft. Als die erste Konferenz der Ver-
tragsparteien im Dezember 2006 in Jor-
danien zusammentraf, durfte Deutsch-
land nur eine Delegation mit Beobach-
terstatus entsenden. Die Bundesrepublik
hat die Konvention zwar 2003 unter-
zeichnet, aber noch nicht ratifiziert und
umgesetzt. Dies ist nicht zuletzt auch
deshalb bemerkenswert, weil die Bun-
desregierung unabhängig von ihrer par-
teilichen Zusammensetzung seit Jahren
Korruptionsbekämpfung auf nationaler
und internationaler Ebene als wichtige
Aufgabe beschreibt, so etwa auf dem
letzten G8-Gipfel in St. Petersburg (G8
2006).

Kurz vor dem Beginn der VN-Kon-
ferenz legte das Bundesjustizministeri-
um einen Referentenentwurf für ein
Zweites Korruptionsbekämpfungsgesetz
vor (Wolf 2007) – möglicherweise, um
das Gesicht der Bundesregierung vor

den zahlreichen Entwicklungsländern,
welche die VN-Konvention bereits rati-
fiziert haben, zumindest teilweise zu
wahren. Das anvisierte Gesetz dient der
Umsetzung von vier internationalen An-
tikorruptionsnormen, die schon vor Jah-
ren hätten implementiert werden kön-
nen: dem Strafrechtsübereinkommen über
Korruption des Europarats von 1999,
dem Zusatzprotokoll zum Strafrechts-
übereinkommen (2003), dem EU-Rah-
menbeschluss zur Bekämpfung der Be-
stechung im privaten Sektor (2003) und
der bereits erwähnten VN-Konvention
gegen Korruption.

Der Gesetzesentwurf des Bundesjus-
tizministeriums behandelt allerdings ne-
ben der Korruption im privaten Sektor
nur die Modernisierung des deutschen
Bestechungsstrafrechts hinsichtlich aus-
ländischer Amtsträger und Bediensteter
internationaler Organisationen. Die nöti-
ge Anpassung des Straftatbestands der
Abgeordnetenbestechung an die interna-
tionalen Vorgaben soll durch ein separa-
tes Gesetz aus der Mitte des Bundestags
erfolgen. Im Folgenden werden zunächst
Defizite der jetzigen Rechtslage skiz-
ziert. Anschließend wird auf politische
Probleme der Umsetzung eingegangen.
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Der umstrittene Status Quo

Die Geschichte der Kriminalisierung der
Abgeordnetenbestechung ist lang und
kurvenreich (Epp 1997: 35-55, Möhren-
schlager 2004: 217-223). Über 40 Jahre
lang war die Abgeordnetenbestechung in
der Bundesrepublik überhaupt nicht unter
Strafe gestellt, bis der Gesetzgeber 1994
die Einführung eines neuen § 108e in das
Strafgesetzbuch (StGB) beschloss:

(1) Wer es unternimmt, für eine Wahl
oder Abstimmung im Europäischen
Parlament oder in einer Volksver-
tretung des Bundes, der Länder,
Gemeinden oder Gemeindeverbände
eine Stimme zu kaufen oder zu ver-
kaufen, wird mit Freiheitsstrafe bis
zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe
bestraft.

(2) Neben einer Freiheitsstrafe von
mindestens sechs Monaten wegen
einer Straftat nach Absatz 1 kann
das Gericht die Fähigkeit, Rechte
aus öffentlichen Wahlen zu erlan-
gen, und das Recht, in öffentlichen
Angelegenheiten zu wählen oder zu
stimmen, aberkennen.

§ 108e StGB stellt lediglich den zu-
kunftsgerichteten Kauf und Verkauf von
Stimmen bei Wahlen und Abstimmungen
in Volksvertretungen und Ausschüssen
unter Strafe (Tröndle/Fischer 2006: 773).
Die wesentlich schärferen Bestimmungen
über Amtsträger (§§ 331 ff. StGB), die
unter anderem bereits die Annahme von
Vorteilen für eine pflichtgemäße Dienst-
ausübung verbieten, finden auf Abgeord-
nete keine Anwendung (vgl. die Amtsträ-
gerdefinition in § 11 Abs. 1 Nr. 2 StGB).
Stimmenkauf und -verkauf stellen nur ei-
nen kleinen und eher unbedeutenden Aus-
schnitt aus der möglichen Palette an Kor-
ruptionsdelikten dar. Abgeordnete haben
jenseits ihres konkreten Abstimmungs-
verhaltens im Plenum und in den Aus-
schüssen zahlreiche Möglichkeiten, im
Vorfeld auf einen Gesetzentwurf Einfluss
zu nehmen, beispielsweise in den Frak-

tionen (van Aaken 2005: 425). Der Straf-
tatbestand der Abgeordnetenbestechung
ist daher vielfach als „symbolische Ge-
setzgebung“ kritisiert worden (von Arnim
2006: 252). In der Tat sind noch keine
Verurteilungen nach § 108e StGB be-
kannt geworden.

Während das Kriminalisierungsni-
veau des deutschen Strafrechts bei kor-
ruptiven Handlungen inländischer Be-
amter höher ist als bei ausländischen
Amtsträgern (Wolf 2006b: 2736), so ver-
hält sich dies bei Abgeordneten genau
umgekehrt: Die Strafbarkeit der Beste-
chung ausländischer Abgeordneter oder
Mitglieder internationaler parlamentari-
scher Organe ist im Gegensatz zum in-
ländischen Kontext nicht auf den Stim-
menkauf beschränkt. Dies liegt daran, dass
die Definition des ausländischen Amtsträ-
gers im OECD-Übereinkommen gegen
Bestechung im internationalen Geschäfts-
verkehr auch Abgeordnete mit ein-
schließt. Bei der Umsetzung dieses Über-
einkommens schuf der deutsche Gesetz-
geber daher im Gesetz zur Bekämpfung
internationaler Bestechung (IntBestG) ei-
ne spezielle Klausel für ausländische Ab-
geordnete und Mitglieder internationaler
parlamentarischer Organe (siehe unten),
ohne § 108e StGB entsprechend anzupas-
sen. Es liegen allerdings keine sachlichen
Gründe für einen solchen Regulierungs-
unterschied vor (Dölling 2000: 354). Viel-
mehr erscheint es reichlich grotesk, dass
in Bezug auf die Bestechung ein und des-
selben Bundestagsabgeordneten unter
Umständen Straftatbestände mit unter-
schiedlicher Reichweite Anwendung fin-
den, je nachdem, ob der Parlamentarier
gerade im Bundestag oder im Europarat
tätig ist (Schubert 2004: 719).

Der derzeitige Straftatbestand der
Abgeordnetenbestechung entspricht nicht
den Anforderungen der VN-Konvention
gegen Korruption (Artikel 15). Die dorti-
ge Definition des inländischen Amtsträ-
gers (Art. 2 lit. a) schließt auch Abgeord-
nete mit ein. Van Aaken (2005: 430) kon-
statiert folgenden Änderungsbedarf: „Die
Tathandlung muss ausgedehnt werden
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auf alle Handlungen und Unterlassungen,
die bei Wahrnehmung des Mandats erfol-
gen“. Auch das Strafrechtsübereinkom-
men über Korruption des Europarats ver-
langt eine umfassendere Kriminalisierung
der Abgeordnetenbestechung (Art. 4).
Gegen diese Bestimmung können die
Vertragsparteien jedoch einen Vorbehalt
einlegen (Art. 37).

Das Problem der Entscheidung
in eigener Sache

Zahlreiche deutsche Abgeordnete haben
sich in der Vergangenheit gegen eine
Verschärfung des Straftatbestands der
Abgeordnetenbestechung ausgesprochen.
Als beispielhaft kann folgende Argu-
mentation des FDP-Politikers Max
Stadler (2004) angeführt werden:
„Die repräsentative Demokratie lebt davon,
dass einzelne Wähler und Interessengruppen
die Parlamentarier in ihrem Sinne zu beein-
flussen suchen. Es muss daher eine sorgfälti-
ge Grenze zwischen zulässiger und unzuläs-
siger Einwirkung gezogen werden. Der enge
Tatbestand der Abgeordnetenbestechung, der
nur die Abstimmung im Parlament unter
Strafe stellt, nicht aber die vorgeschaltete
Willensbildung, schützt den Abgeordneten
vor unlauteren Einflussnahmen und stützt
gleichzeitig seine Unabhängigkeit als frei
gewählter Abgeordneter. Eine zu weite Fas-
sung des Tatbestands bringt die Gefahr mit
sich, dass auch politisch übliches und sozi-
aladäquates Verhalten kriminalisiert wird
[…] Das UN-Übereinkommen nimmt zum
Teil keine Rücksicht auf die unterschiedli-
chen Rechtstraditionen und Rechtsstaats-
standards der Mitgliedsländer […] In
Deutschland ist [.] der Amtsträger oder der
Beamte im öffentlichen Dienst mit dem Ab-
geordneten in keiner Weise gleichzusetzen.
Amtsträger im engeren Sinne haben dem
Gemeinwohl zu dienen. Abgeordnete können
aber auch Partikularinteressen vertreten. Man
kann von Abgeordneten nicht verlangen,
dass sie – wie Beamte – stets unparteiisch
und frei von unsachlichen Einflüssen ihr
Mandat ausüben. Dies wäre mit dem Verfas-
sungsgrundsatz des freien Mandats nicht
vereinbar“.

Der mit der VN-Konvention gegen Kor-
ruption geschaffene globale Mindeststan-
dard der Kriminalisierung der Abgeord-
netenbestechung spricht allerdings gegen
diese Argumentation. 140 Unterzeichner-
staaten vertreten die Auffassung, dass alle
Bestechungshandlungen bei Wahrneh-
mung des Abgeordnetenmandats unter
Strafe stehen sollen. Es wäre mehr als be-
dauerlich, wenn Deutschland in Zukunft
weltweit eine Insel darstellte, auf der
„man theoretisch einem Abgeordneten
einen ganzen Sack Geld auf den Tisch
stellen [kann], ohne mehr zu riskieren, als
dass er einen rauswirft“ (von Arnim
2006: 252). Eine deutliche Verschärfung
des Straftatbestands der Abgeordnetenbe-
stechung wäre – nach vielen Jahren der
Straflosigkeit und symbolischer Gesetz-
gebung – ein Paradigmenwechsel im
deutschen Antikorruptionsstrafrecht.

Der Bundestag sieht es als wichtiges
Parlamentsrecht an, die Strafbarkeit der
Abgeordnetenbestechung zu regeln, und
so verzichtet der Entwurf des Bundesjus-
tizministeriums für ein Zweites Korrup-
tionsbekämpfungsgesetz ausdrücklich
auf einen Vorschlag zur Umsetzung der
internationalen Vorgaben betreffend die
Kriminalisierung der Abgeordnetenkor-
ruption auf allen parlamentarischen Ebe-
nen. Der rechtspolitische Sprecher der
SPD-Bundestagsfraktion, Joachim Stün-
ker, hat am 5. September 2006 in einer
Rede vor dem Bundestag angekündigt,
dass sich der Rechtsausschuss des Bun-
destags noch im Herbst 2006 mit der
Frage der Neuregelung des Straftatbe-
stands der Abgeordnetenbestechung be-
fassen werde (Stünker 2006: 4451). Bis
Ende Januar 2007 hatte es das Thema
jedoch noch nicht auf die Tagesordnung
des Rechtsausschusses geschafft.

Da der Gesetzgeber in dieser Ange-
legenheit in eigener Sache entscheiden
muss (von Arnim/Heiny/Ittner 2006: 33-
34) und sich in der Vergangenheit nicht
gerade durch eine zügige Behandlung
dieses Problemkreises ausgezeichnet
hat, wäre es möglicherweise sinnvoll,
wenn die Bundesregierung ihre Zurück-
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haltung in dieser Frage aufgäbe und –
wie sonst so häufig – als Agenda-Setter
das Parlament mit einem Gesetzentwurf
unter Zugzwang setzte. Ein solches Ver-
fahren bietet sich umso mehr an, als die
Abgeordneten im vorliegenden Fall
wohl ohnehin nicht über die Mindest-
vorgaben der internationalen Antikor-
ruptionsnormen hinausgehen werden. In
der Vergangenheit hat sich der deutsche
Gesetzgeber bei der Umsetzung interna-
tionaler Korruptionsbekämpfungsvor-
schriften fast ausschließlich auf die Im-
plementation der Mindestvorgaben be-
schränkt (Wolf 2006b: 2736).

Einen Vorschlag für eine Neurege-
lung des Straftatbestands der Abgeord-
netenbestechung, der den Anforderun-
gen der VN-Konvention gegen Korrup-
tion und des Strafrechtsübereinkommens
des Europarats entspricht, könnte das
Bundesjustizministerium – beispielswei-
se als Bestandteil des Entwurfs eines
Zweiten Korruptionsbekämpfungsgeset-
zes – umgehend entwerfen. In diesem
Zusammenhang ist eine Orientierung an
Art. 2 § 2 IntBestG empfohlen worden
(Möhrenschlager 2004: 231-232). Ab-
satz 1 dieser Norm besagt:
Wer in der Absicht, sich oder einem Dritten
einen Auftrag oder einen unbilligen Vorteil
im internationalen geschäftlichen Verkehr zu
verschaffen oder zu sichern, einem Mitglied
eines Gesetzgebungsorgans eines ausländi-
schen Staates oder einem Mitglied einer
parlamentarischen Versammlung einer inter-
nationalen Organisation einen Vorteil für
dieses oder einen Dritten als Gegenleistung
dafür anbietet, verspricht oder gewährt, dass
es eine mit seinem Mandat oder seinen Auf-
gaben zusammenhängende Handlung oder
Unterlassung künftig vornimmt, wird mit
Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit
Geldstrafe bestraft.

Das IntBestG ist ein klassisches Umset-
zungsgesetz zur Implementation des
OECD-Bestechungsübereinkommens. Es
stellt unter anderem auch die Beste-
chung deutscher Abgeordneter als Mit-
glieder internationaler parlamentarischer
Organe unter Strafe und geht auf eine

Regierungsvorlage zurück. Daher ist es
wenig ersichtlich, warum im hier disku-
tierten Fall noch ein separater Gesetz-
entwurf aus der Mitte des Bundestages
abgewartet werden muss. Ohne eine ent-
sprechende Initiative der Exekutive steht
zu befürchten, dass sich trotz der hoff-
nungsvollen Ankündigungen Stünkers
die Umsetzung und Ratifikation von
teilweise schon vor sieben Jahren unter-
zeichneten Antikorruptionsübereinkom-
men weiter verzögert. Die massiven par-
lamentarischen Widerstände gegen die
Einbeziehung von Abgeordneten in die
Amtsträgerdefinition der VN-Konven-
tion gegen Korruption während der in-
tergouvernementalen Verhandlungen
sind bekannt (Stadler 2004, Möhren-
schlager 2004: 229-230). Bezeichnend
ist wohl auch die Tatsache, dass Herr
Stünker für seine Äußerungen zur Neu-
regelung des Straftatbestands der Abge-
ordnetenbestechung offenbar nur be-
grenzt Applaus seitens der Koalitions-
fraktionen erhielt (Stünker 2006: 4451).
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